
ut

RATHAUSKORRESPONDENZ
Zweite Ausgabe Herausgeberundverantw .Redakteur :

KARL HONAY Wien ,am20 .Dezember1930.

Budgetberatung.
WIENER GEMEINDERAT

Sit zung vom29 .Dezember1930 .
Der Wiener Gemeinderat setzte heute die Beratung über denVor- ¬

anschlag der BundeshauptstadtWienfür das Jahr 1931fort .ZurVerhand¬
lung stehtnder Voranschlagder VerwaltungsgruppeVIII Nach

Eröffnung der Sitzung durch Bürgermeister Seitz setzt GR .Lehninger ( . . )
seinein der letzten SitzungbegonneneRddefort .Er führt aus ,dassdas
Pensionsinstitut der städtischen Strassenbahnen unter der sozialdemokra¬
tischen Verwaltung zugrunde gegangen ist und jetzt am Rande desAbgrundes
steht .DasInstitut wurdeim Jahre 1922inein allgemeinesPensionsinstitut
umgestaltet und seit dieser Umgestaltung hat das Pensionsinstitut Jahr
für Jahr ein Defizit .Das Jahr 1928 schloss zum Beispiel mit einemDefizit
von 117 Millionen Schilling ab .Die Krankenkassa der Strassenbahnenist
jetzt eine Kridadarin im wahrsten Sinne des Wortes ;auch sie ist schwer
passiv .Die Heilstätte Strengberg der städtischen Strassenbahnen dürfte un¬
ter Ihrer Wirtshaft auch nicht mehrlange im Besitze “derStrassenbahner
sein .Die Personalverwaltung ist parteipolitisch eingestellt undarbeitet
noch immer mit dem verwerflichen Mittel der Transferierungen .DerAhbau

soll weiter fortgesetzt werden ; someldenheute die Blätter ,dass . 200
Strassenbahnerabgebautwerdensollen .SolangesolcheVerhältnisseinder
Personalverwaltung herrschen ,solange keine Verbesserung des Verkehrs durch - ¬
geführtwird ,solangekönnenwirauchnicht dfür die Wirtshaftspläneetim¬
men .(Beifall ) .

GR .Daffinger ( E . . )bemerkt ,die Bilanzen der städtischen Un¬
ternehmungenwürdenein weit besseres Bild zeigen ,wennihnen nicht Lastan
auferlegt würden ,die sie nicht zu tragen haben .So hat . B .das - Gaswerk
imJahre 1929in denGemeindewohnungenunerrtgeltlich . UllKoksöfenauf-¬
gestellt .DassindschonineinemJahrealleinübereineMillionSchilling.Dazu kommendie Kosten der öffentlichen Beleuchtung von über drei Millio - ¬
nen und die Fürsorgeabgabe von Schilling 736 . 000 .Ganz Aehnliches gilf für

das Elektrizitätswerk .GR .Daffinger spricht auch den Wunschaus ,dass die
Versucheüber die GeruchsverstärkungundEntgiftungdes Gasesfortgesetzt
werdenundimInteresse der Bevölketungmöglichstbald einen gutenErfolg
zeitigen .Er bezeichnet ferner die sechswächigeAbleseperiodefür deStrom¬
verbrauch als zu lang und verlangt ähnlich ,wie es bei den Gaswerken der

Fall ist,eine monatlicheAbrechnung.DasDefizitbei denStrassenbahnen
wird man nicht verringern können ,wenn man die Intervalle immervergrössert
unddenVerkehrimmermehrdrosælt .DurchEinführungdes Zonentarifskönnte
die Frequenz gehoben werden .Scheinbar will manaber die Bilanzen derstädti¬
schenUnternehmungennicht verbessern ,wil mandannimmerzweiEisenim
Feuer hat ,eines gegenüberden Angestellten undeines gegenüberdenKonsu- ¬
menten. Essollte endlichauchaneineVerbesserungdesBremssystemsbei
den Strassenbahnengeschritten werden .Die sogenannteelektrischeBremse,
die in Wirklichkeit eine elektrische Kurzschlussbremseist ,weist grund- ¬
legende Möngelauf ,und manlässt so viele Bahrer ,die in Wirklichkcie
unschuldigsind ,durchdie Fehlerhaftigkeit des Bremssystemsschuldigwerden
Der Rednerersucht den Viezebgm .Emmerling ,die sachliche Kritik derOppositio
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II .BlattGemdinderatssübzungvom29 .Dezember1930.
dechmehrzu berücksichtigen( Beifallbei derMinderheit) .

GR .DR .Gschladt ( E . . )verlangt als Vertreter Meidlings ,dassend¬
lich für den Verkehr nach der Gartenstadt Tivoli und den an der Hohen¬
bergstrasse neuerbautenstädtischen WohnhäusernVorsorgegetroffenwird .
Der 61 . erWagenkönnte ganz leicht das kurze Stück vomStrassenbahnhof
Koppreiterstrasse über die Hohenbergstrassebis etwa zur MariaTheresia¬
Brückegeführt werden .DerRednerbesprichtdanndenUnglücksfallder
Gattin des Gemeinderates Müller ,die bei der Endstation des L Wagensin
Meidling infolge Glatteises gestürzt ist . Eswäre Pflicht derStrassan¬
bahn ,bei Glatteis an den Endstationen aufzustreuen .Dassdas nichtgeschieht ,
ist ein peinlicher Mangel in der Verwaltung .GR .Gschladt wendet sich dann

der Besprechungder am22 .Dezemberdurchgeführten WahlvonPersonalver¬
tretern einzelner Betriebsgruppen beimstädtischen Gaswerkzu .Fürdiese
Wahl hat auch die Fachsektion der christlichen Angestellten eine Liste
eingebracht ,die vorschriftsmässig 14 Unterschriften trug ,termingemässein¬

gebracht ur .und auch vom Wahlausschuss genehmigt wurde .Nach der Ein¬
reichung dieser Liste wurden die Personen ,die die Liste unterschrieben hat¬
ten ,bearbeitet ,ihre Unterschriften zurückzuziehen .Dies gelangd tatsäch¬
lich bei 5 Personen .Nun waren auf der Liste statt 14 nur mehr 9 Unter¬

schriften ,weshalb sie nachträglich für ungültig erklärt wurde .( Rufebei

der Minderheit: Dasist ein Skandal ! - Sasist ganz galizianisch ! - asist
die Freiheit ! ) .Dass solche Lumpereien unter den Augen der Direktion vor¬

kommen,dagegenmussschärfsterProtesterhobenwerden .DieserVorfallist .
auch wieder ein Beweis ,dass Ihre Verwaltung vom Kopf bis zum Fuss stinkt .
MachenSie ausgiebig Ordnung ,sonst werdenSie vonder Bevölkerungein
Urteil hören ,das Sie zur Vernunft bringt .( Beifall bei der Minderheit ) .

Nunmehr wird die Abstimmung über die Positionen der Ver - ¬
waltungsgruppefür allgemeine Verwaltungsangelegenheitenvorgenommen .
Die Positionen werden mit den Stimmender Mehrheit genehmigt ,dieAnträge
Dr .Kolassa auf Auflassung der Gemeindewachemit Ende dieses Jahres und
auf Drucklegungund Veröffentlichung der stenographischen Protokolledes
Gemeinderates werden abgelehnt .Die Ablehnung der beiden Anträge wird von

Zwischenrufender Minderheit " :Das ist ein Skandal ! - Dasist einoSzhandat !
Bei der Gemeindewache könnten gleich 1 Millionen erspart werden ! "

begleitet .
GR.Pfeiffer" . . )führtaus ,dassdieWirtshaftsplänefürdie

städtischen Unternchmungen verschiedenartig erstellt sind .Währehd beim
Elektrizitätswerk und Gaswerkdie Lasten für die öffentliche Belouchtung
ausgewiesen werden ,fehlt im Wirtschaftsplan für die städtischen Strassenbal
nen die Post der Lasten ,die den städtischen Strassenbahnen durchdie
Fahrtbegünstigungenerwachsen .Wenndiese Post im Wirtschaftsplaneauf¬
scheinen würde ,würde wahrscheinlich das Defizit verschwinden .Bemerkens¬
wert ist ,dass die drei grossen städtischen Unternchmungen gegenüber dem
laufenden Jahr um 6 178 Millionen Schilling niedrigere Personalkos¬
ten ausweist Das lässt sich nur daraus erklären ,dass eine starke Re¬
duktion des Personals beabsichtigt ist .Neben don so unangenchmenFolgen
für das Personal entsteht aber auch bei der Strassenbahn ,bei derdie
grässte Reduktionstattfinden soll ,die grösste Gefahr ,dass dieseReduk¬
tion auf Kosten der Bevölkerung geht .Dass die städtischen Angestellten

einen so schwierignn Stand gegenüter den Unternehmen haben ,hat seinen
Grunddarin ,dass sie parteipolitisch gespalten sind .Eineparteipolitisch
onganisierte Bamtenschafthat gegenüberdemUnternehmerimmermitden
grössten Schwierigkeiten zu kämpfen - GR.Pfeiffer verlangt sodann vomVizebgm

Emmerling Aufklärung über den Differenzbetrag von24 , Millionen
28

Labikmetef,/dersich zwischender Mengedes ErzeugtenundverkauftenGas¬
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quantums ergibt und über den Differenzbetrag von 170 Millionen Kilowatt - ¬
stunden zwischen erzeugtem und verbrauchtem Strom .Er fragt insbeson¬
dere ,welchesQuantumvonGasfür die öffentliche Beleuchtungverwendet
wird undzu welchemPreis .GR .Pfeiffer beschäftigt sodannmit denstädtischen
Verkehrsmitteln und spricht sein Bedauerndarüber aus ,dass nachden
Wirtschaftsplänender Autobusverkehrnurungefährein ZwanzigsteldesStras-¬
senbahnverkehrsausmacht .Der Autobusverkehrmüsste durch dieSchaffung¬
nicht vonKokurrenz ;sondernvonErgänzungsliniender Strassenbahnausge-¬
staltet werden .Ein Missverhältnis ieß es güch ,dass der ganzeFrachten¬
Gepäck -und Hundeverkehrnur ' 7per Mille des Ertrages derPersonen¬
verkehrs bringt .Auch das zeigt ,dass die städtischen Verkehrsmittel in
grösserem Umfangeals bisher für die Versorgung der Märkteherangezogen
werden müssen .Zumindest müsste zu Zeiten des Büro - ,Geschäfts - undTheaterschlus
ses der Verkehr verstärkt werden .Gelegentlich der UmlegungdesLinksverkehrs
auf den Rechtsverkehrwird mandie Zahl der Wartehäusehenvermehrenmüssen.
Es wäreeine grosse Beruhigungfür die WienerBevölkerung ,wennVizebgm .
EmmerlingimGemeinderateöffentlich erklären würde ,dass nichtbeabsichtigt
ist ,Tariferhöhungenvorzunehmen .Wenndas BauenvonWohnungeneineso
unbedingtesoziale Massnahmeist ,dannist auchdie SteigerungdesStrassen¬
bahnverkehrs eine soziale Massnahmeund wenn es nicht anders geht ,müssten
auch für diesen Zweckein Opfer aus den allgemeinen Mitteln derGemeinde
gebracht werden .Der Lebensstandard der Bevölkerung ist gesunken und ist

in einemweiteren Sinkenbegriffen undes könntedie Bevölketungdaher
nicht vertragen ,dass bei einemso lebensnotwendigenVerkehrsmittelwieder
Strassenbahn eine Preiserhöhung eintritt ( Beifall bei der . . )

GR. Ullreich ( . . )bemerkt ,die Wünsche ,die die Opposition
seit Jahren bei dieer Verwaltungsgnppevorbringt ,werdennichtberücksich¬
tigt ,weil man offenbar der Meinung ist ,dass die Bevölkerung für die
städtischen Unternehmungenda ist undnicht umgekehrt .GR .Ullreichsprichh
sodann über die Strassenbahnen .Je notwendiger man die Strassenbahn braucht

je schlechterdasWetterist ,umso miserablerist der Verkchr .Dasist eine
genügende Erklärung für den Frequehzrückgang .Manmüssteeinmal durch
Gemeinderatsbeschlussden Vizebgm .Emmerlingverpflichten ,einige Tageinder
Woche selbst auf der Strassenbahn zu fahren .GR .Ullreich beklagt sich sodann

über die Nichtberücksichtigungseiner im Vorjahrgeäusserten Wünscheauf
Weiterführungdes loer WagenszumJwagenundauf WeiterführungdesCWagens
zumSchottenhofin Ottakring . Frbeschwertsich auch über die grossenInter¬
valle beim - Wagenund darüber ,dass die Gemeindefür den Verkehr ins Lieb¬
hartstal nicht vorsorgt ,andererseits es aber privaten Unternehmernnicht
gestattet ,dort einen Autobusverkehr einzurichten .Mit solchenZuständen
muss aufgeräumt werden .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR .Binder ( E . . )erklärt ,dass der Strassenbahnverkehrschon
so schlecht ist ,dass man von einem Verkehr überhaupt nicht mehrsprechen
kann .Unter solchen Zuständen leidet nicht nur das fahrende Publikum ,son¬
dern auch das Personal .Der Redrer bespricht dann die Verkehrsverhältnisse
auf der Landstrasse .Er verlangt kürzere Intervalle auf der LinieF,ebenso
auch die Verwendungeines zweiten Beiwagens oder einen ganztägigen Pnedel¬
verkchr .Weitereine Verbesserungdes Verkehresauf der Linie OunddieVer¬
längerung der Linie J auf der Landstrasse bis zumGaswerk .( Beifall ) .

SE . R .Biber ( E . . )wünscht ,dass die grössten Härten bei den
Grundgebührenbeseitigt werdensollen . Erbeantragt folgendenZusatzzu
den Grundgebühren :Beträgt die tarifmässige Grundgebührmehr als 30Prozont
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des Wertesdes in der AbleseperiodeverbrauchtenStromes ,so sind30
Prozent der Stromkosten als Grundgebühr zu verrechnen ; istdieser Betrag
geringer als ein Viertel der tarifmässigen Grundgebühren ,ist ein Viertel
dieser Gebührin Anrechnungzu bringen .Ein zweiter Antragdes St .R .Biber
verlangtdieEinstellungdesVerkaufesvonGebrauchsartikelnwieGaskochern,Herden und so weiter in den Ausstellungsräumen der Gaswerke .DieKauflus¬

tigen sollen ausnahmslosan die einschlägigen Firmengewiesenwerden .
( Beifall ) .

Vizebgm.Emmerlingbefasstsich in seinemSchlusswortezunächst
mitdenWünschenderOppositionaufEinführungdesZonentarifsbeiden
StrassenbahnenundbeleuchtetdieSchwierigkeiten,diederEinführungdies¬

ses Tarifesim Wege stehen .Vor allem müsste bedacht werden ,dass bei Ein¬

führungdes ZonentarifsalleVerbesserungen ,VerbilligungenundAnpassun¬
genan die Verlehrsnotwendigkeitengeschaffenwurde ,aufgehobenwerden
müsste .Dass die Stadtbahn . mIntervalle von 8 Minuten hat ,ist nicht - ¬
richtig ,alle 4 Minuten verkehrt ein Zug .Richtig ist ,dass die LLinie
früher kürzereIntervalle gchabthat ,aber da sich die StreckenderM
undL Linienzu einemgrossenTeile decken ,bestehenauf dieserStrekke ,
wennmanbeideLinienzusammennimmt ,kürzereIntervalleals früher .Mitden
Kostenfür Brückenbautensinddie Strassenbahnenauchfrüherbelastetwor-¬
den .SomusstebeimBauder Wagramerbrückedie Strassenbahn? ! .59Prozent
der Kostenübernehmen ,beimBauder Friedensbrückenur 25 Prozent .Die
vonGR .DaffingergegebenenAnregungenauf AenderungdesBremssystemswerden
an Ort und Stelle fachmännisch erprott werden .Mit den Strassenbahnverbin¬

dungenzur GartenstadtTivoliundzumGas -undElektrizitätswerkSimmering
hat sich die Strassenbahnverwaltung eingehend befasst .Dochsind die Kosten
für diese Streckenausserordentlichhoch .Wasdie Klagenüberdiegeringe
ZahlvonWartehäuschenbetrifft ,sollte bedachtwerden ,dassWien200War-¬
tehalle ,Berlinmitseinerviel grösserenAusdehnungnur18solcherWarte¬
hallen hat .Die Führungunserer Autobuslinien zeigt ,dass wir uns denBe¬
dürfnissen des Verkehrs anzupassen bemühen .Die Versuche ,das "Jo70
Inkassobei denElektrizitätswerkenderAbeidemGaswerkenbestehenden
Systemanzugleichen ,bezw .die beidenInkassizusammenzulegen ,sindnoch
nicht abgeschlossen ,jedochhabensich bisher schonSchwierigkeitenerge¬
ben ,da bei einer nur vierwöchigen Ableseperiode für denStromverbrauch

sich bei manchenKonsumentenStromrechnungenauf nur einige Groschener¬
gebenwürden .Wasdie FragederGrundgebührenbetrifft ,so wirdüberall
eine solche Grundgebührals eine Voraussetzungfür Fu einezweckentspre¬

urs ünglichenchendePreisgestaltungangesehen.Wirhabendie/GrundgebührenabgeändertN

und Klassen geschaffen wodurch auch den Wünschen der Kunsomentennach
Ermässigungder GrundgebührenRechnunggetragenwurde .DerVerkaufim
Gaswerke erfolgt im Einverständnis mit den verwandten Branchen und es hat
sich dieser Verkauf absolut bewährt ,da die Bevölkerung mit Vorliebe Appara - ¬
te die auf ihre ZweckmässigkeitundBrauchbarkeitüberprüftwurden,kauft.
Vizebgm.Emmerlingersuchtschliesslich,dieWirtschaftsplänederstädtischen
Unternehmungenzugenehmigen.

Bei der Abstimmungwerdendie Wirtschaftspläne derstädtischen
Unternehmungengenehmigt .DerAntragBiberbetreffend einen Zusatzzum

Grundgebührentarif wirdder

schenGaswerkwirdabgelchnt .
unterbrochene Bgratungüber

geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewie¬
sen ,der andere Antrag Biber betreffend Entersagung des Verkaufs imstädti¬

s wird ,sodann die - ¬
Bilanz undBodeckung "

in derletzten
fortgesetzt .

Sitzung
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GR .Broczuner ( soz .dem . )verweist darauf ,dass die nachträgliche

Ueberprüfung der im Ecranschlag unter Post „ Verwaltungskostenersätze

und Rückvergütungen von Personalauslagen "präliminisreten Ziffer ergab ,
dass ein Betrag von S 92 . 500nicht berücksichtigt wurde .Er beantragt daher ,
in Bilanz und Bedeckung sind die Einnahmen der Verwaltungsgruppen I bis
VII umS 92 . 500auf S 5c1,922 . 160 ,in teilweiser AbänderungdesGemeinderats¬
beschlusses vom 17 .Dezember 1930 mit welchem die Ansätze des Voranschlages
der Verwaltungsgruppe I genehmigt wurden ,ist der Ansatz der Post " Ver¬
waltungskostenersätze und Rückvergütungen von Personalauslagen "umden
gleichen Betrag .auf S 1,404 .100 zu erhöhen .

GR .Angermayer ( E . . )verweist auf die Wirtschaftskrise ,die
sich nicht nur auf Wien und Oesterreich beschränkt ,sondern eine Weltwirt¬
schaftskrise ist ,die die Wirtschaft in eine ungeheuer schwaerige Lagege¬

drängt hat .Angesichts einer so schweren Notlage der Wirtschaft muss man

vomFinanzreferenten wenigstens verlangen ,diese Weltwirtschaftskrise für
die WinnerSteuerträger erträglich zu machen .Manmüssemit allemErnst
darangehen ,Einrichtungen zu treffen ,um die katastrophale Entwicklung der
Wirtschaft aufzuhalten ,die immer mehr als Steuerquelle versiegt .Damitist
die Gefahr gegeben ,dass auch der Gemeindehaushalt zusammenbricht .Dieser Ge¬

fahr mussmit ausserordentlichen Mitteln begegnet werden .Die Wirtschaftklagt
über Steuerbelastung durch die Gemeinde -und Landesabgaben ,die zumeist In¬

flationssteuern sind ; siewerden aber weiter behalten ,obwohl wir sconeine
stabile Währung haben .Die Ausgabenseite des Budgets müsste ebenfalls einer
entsprechenden Ueberprüfung unterzogen werden .Es finden sich imBudget
Ausgaben ,die oft gar nicht der Allgemeinheit dienen ,sondern nur parteipo¬
litischen Zwecken .Diese Ausgabeposten müssten verschwinden .Auf der Ausga¬
benseite wäre vieles zu ersparen ,so auf dem Gebiete des Subventionswesens ,

eigentliche
des Fürsorgewesens ,ohne dass die/Fürsorge einzuschränken wäre ,und bei der

Gemeindewache ,die rein parteipolitischen Zwecken dient .Die Verwaltung hät te
sich bei der Erstellung des Budgets auch fragen müssen,ob die sozialistd¬
schen Tastversuche ,die mit den Betrieben unternommen werden ,in dieser Zeit

der grössten wirtschaftlichen Not aufrechterhalten werden können .In der
Frage des städtischen Wohnhausbaues hätte man in dieser Zeit wohlannehmen
müssen ,dass Sie den Wohnhausbauals eine ausserordentliche Investition be¬
trachten und auch in dieser Frage von demGrundsatz abgehen ,dass alle Aus¬
gaban von den laufenden Galdern bestritten werden müssen .All das hätte aber
zur Vcraussetzung ,dass es der Mehrheit wirklich ernst darum zu tun wäre ,
die heutige Wirtschaft aufrecht zu erhalten und sie nicht parteiprogramm¬
mässig dem Zusammenbruch entgegenzuführen .Einer Ihrer Führer hat as ja als
Ihr Endziel die sozialistische Rerublik aufgezeigt und erklärt ,wir werden
nicht ruhen ,bis dieses Ziel erreicht ist .Diese Steuerpolitik unddiese
Verwaltung sind die Mittel ,die der Finanzreferent als treuer Sohn seiner

Partei zur Verfügung stellt .Sie bedeuten den Tod der Privatwirtschaft .Dass
wir mit einer solchen wirtschaftszerstörenden Finanz -und Verwal tungspo¬
litik nicht einverstanden sein können ,ist selbstverständlich .Dassuns ,
wie St . R .Breitner erklärt hat ,jede Kontrolle und Einsicht in die Gebarung
zur Verfügung steht ,ist nicht richtig .Man teil uns nur mit ,was manuns
mitteilen will .Die Bilanzen sagen uns in den allerwenigsten Fällen etwas .
Uns würdevor allm die Zusammensetzungder Kumulativ - Summenin denBilan¬
zen interessieren .Uns würde auch interessieren ,was sich in denBetrieben
an bürokratischen Missgriffen und parteipolitischer Verschwendung im Lau¬¬

fe eines Jahres ereignet .Eine Reihe Ihrer Betriebe sind ja so krank ,dass
sie in das Krankenhaus der Gesiba gebracht werden mussten ( LebhafteZustimmu
und Heiterkeit bei der E . . ) ,so das Ziegelwerkin Oberlaa ,dasGranåtwerk
in Mauthausen ,del Steinag ,Kaltenbrunn ,das berüchtigte Porphyritwerk und
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Baustoffe . . ,gar nicht zu reden vonden BraunkohlenwerkeninZilling -¬
dorf ,die ,wie es scheint ,auch langsam ihrer Auflösung entgegengehen ,und
den epileptischen Anfällen des Lagerhauses .Hätten wir rechtzeitig Ein¬
blick in diese Betriebe bekommenundeine wirkliche Kontrolle gehabt ,hätte
manchesverhindert werdenkönnen .Wiein den Betriebe ,sieht es auchin
der Hoheitsverwaltung aus .Der Kontrellamtsbericht ist so ausgewaschen ,

so fapblos ,so gebügelt und gestriegelt ,dass er nichts sagt ,Darumhaben
wir im Finanzausschussgestellt undstelden ihn neuerlich ;„ DieZwischen¬
berichte des Kontrollamtes sind nicht wie bisher demamtsführendenStadt¬
rat ,sondern demFinanzausschuss direkt vorzulegen " .Aus " Bilanz undBe¬
deckung " ershenwir ,dass Sie darangehen wollen ,angesichts einer Wirtshafts¬
krise vonnochnicht dagewesenerSchärfe um14 MillionenSchilling mehraus¬
zugeben und um 11 einhalb Millionen ehr an Steuern einzuheben als im
Vorjahre .( Hört! Hörtbei der . . )Der Gebarungsabgangvon 18 '3Millio - ¬
nen Schilling soll angeblich aus den Kassenbeständen gedec kt werden .Wie
in allen Jahren wird aber der Abgang am Ende des Jahres verschwunden und

wahrscheinlich ein Ueberschuss borhanden sein .Auch diesmal wwirdwieder
der Versuch gemacht werden ,nicht nur die 11 ' 5Milliènen mehr an Steu¬

ern hereuszuschinden ,sondern auch noch die 183 Millionen .Wir wollen bei
dieser Katastrophonpolitik nicht mit tun .In den Zeitungen war zulesen ,

dass der Finanzreferent sämtliche bisherigen Steuerermässigungen aufheben

will .Wir glauben nicht ,dass diese Nachricht richtig ist .Dennalle die
Betriebe , Unternehmungen und Geschäfte ,die diese Steuer¬

begünst " ." igendurch einige Zeit genossen haben ,sind unmöglichimStande
eine Erhöhung der Steuern zu ertragen .Damit wäre derZusammenbbuch
con hunderten Geschäften und von tausenden Menschen ,die daranhängen ,
be chlossen .Die Berufungdes Finanzreferentenauf dasAbgabenteilungsge¬
setz ist untunlich ,weil heute ein Beschlussüber die Abgabenteilungnoch
nicht vorliegt )Labhafte Zustimmungbei der . . )Es ist das also einehöchs “
überflüssige und gefährliche Beunruhigung der Wiener Bevölkerung .Wirhof¬
fen ,dass der Finanzreferentuns beruhigendeErklärungengebenwird .Der
Voranschlagsetzt hart und arbarmungslosdie Arbeit fort ,die seineVor¬

gänger 5 haben ,die Niederringung der Privatwirtschaft .Wir können

Sie an der Annahme des Budgets nicht hindern ,wir ersuchen Sie aber mit aller

Nachdruck ,das VolkvonWienzu schonenundvonihmnur das zuverlangen ,
was in seinen Kräften steht .Tun Sie das nicht,so haben Sie dlie Folgenselbs
zu tragen ,die sich aus einer solchen Katastrophenpolitik ergeben .( Beifall
bei der Minderheit ) .

In seinemSchlussworterwidert St .R .Breitner zunächstauf
denVorwurfdes GR .Körber ,dass die Weihnachtsbeteiläng ,die vomVereinWie- ¬
ner Herzenveranstaltet wurde ,besteuert wordensei .St .R .Breitnerstellt
fest ,dass die Weihnachtsbeteilungwiealle Weihnachtsbeteilungenkeiner
Besteuerungunterworfenwurde ;an die Weihnachtsbeteilungschloss sichjedoch
eine Tanzveranstaltungundfür die wurdedie Steuer vorgeschrieben .Auf
denVorwurfdes GR .Dr .Arnold ,dass dercFestsaalder KlosterschuleinDöbling
anlässlich der Stevereinreihungmit demKursalonverglichen wordensei ,
stellt St . R .Breitner fest ,dass der Kursalon als Vergleichsobjekt gewählt

wurde ,weil der Friedensmietzins pro Quadratmeter8 Krenenausmachte ,während1c38



Gemeinderstssitzungvom29 .Dezember1930 .VII .Blattanderefür einen VergleichbrauchbareObjektepro QuadratmetereinenFrie¬
denszins von 10 ' 86Kronen und 9180 Kronenhatten .

ST .B .Breitner kommt/dannauf die Abgabenteilungzu sprechenundführt
aus :

HerrGemeinderatAngermayerhat Auskunftdarüberverlangt,obtatsächlich
die Absichtbestehe ,die am31 .Dezember1930abgelaufenenSteuerbegünstigungen
nicht mehr zu erneuern .Die Nachricht davon habe unter denAbgabepflichtigen

einehöchstgefährlicheBeunruhigunghervorgerufen .Daraufist zusagen ,dass
t atsächlich für die gesamteWienerBevölkerungundfür alleSteuerträger
vollsterAhlasszurBeunruhigungist .WirstehenVorlagenderGemeindegegen¬
über ,durchdieWienin seinenbisherigenEinnahmenumrund19Millionen
Schillingverkürztwerdensoll .Dasist so ungeheuerlich ,dassmangarnicht
verstehenkann ,wiemaneinensolchenAnschlagausheckenundsich derMeinung
hingebenkonnte ,derartige Pläne verwirklichen zu können .Wirs indüberzeugt
davon ,dass Wienschonbei der ursprünglichenAbgabenteilungundseinemVer¬
zicht auf die wertvollenZuschlagsrechteOpfergebrachthat undes ist dies
auch in allen bisherigen Abgabeteilungen immerwieder geschehen .Beisachli¬
cher Betrachtung liegt gewiss gar kein Grundvor ,nun neuerlich Zugeständ¬
nisse zu machen .Könntenwir auf Einnahmenverzichten ,so wärees weitwich¬
tiger ,dies zugunsten der Wiener Steuerträger zu tun .Trotzdem sind wirund
habendies auchin denbisherigenVerhandlungenbekundet ,neuerlich .bereit ,
umdesFriedenswillen ,bis andie äussersteGrenzedessenzugehen ,was
nochirgendwieverantwortet ,wasben der äussersten Kraftanspannungalshalb¬
wegserträglich betrachtetwerdenkann .JederSchritt darüberhinauswäre
ein VerbrechenandenWienerSteuerträgern .Wirhoffenimmernoch ,dassdie
Vernunftsiegenwird .Würdees aberwaderalles Erwartenzueinersolchen
SchädigungWienskommen ,wie sie in den Vorlagender Regierungverkörpert
ist ,dann würde allerdings nichts anderes üblig bleiben ,als sämtliche Be¬
günstigungeneinzustellen .Wirwürdenes nicht leichten Herzenstun .Diese
Steuerermässigungen sind ja nicht gegeben worden ,um einzelnen Steuerzahlern

ein Geschenkzu machen ,DieErmässigungensindvielmehrbeantragtundbe¬
schlossen worden ,in der Erkenntnis ,dass die Wirtschaft als solchediese
Erleichterungendringendst benötigt .Wirhätten gerne mehrgegebenundwir
warenvonder Absichterfüllt ,diese HerabsetzungenvonSteuern ,wiedies
systematischin denletzten Jahrenimmerwiedergeschehenist ,immerwei¬ter auszubauen . Eshätte uns eine grosse Genugtuungbereitet ,auchbei
diesemneuenBuggetmit neuenSteuersenkungenkommenzu können .Wennmanaber Wien den Ertrag von etwa 11 Gemeindeabgabnn wegnehmen will ,um sie aus - ¬

serhalb Wienszu verteilen ,dannkannselbstverständlich nicht vonweliteren
Steuerhhrabsetzungengesprochenwerden ,dannist auchdieAufrechterhaltungder bisherigen ,so tief wir ,os bedauernwi ürden ,für so wenigwünschenswertwir es halten ,einfach unmöglich .Darüber mögensich die WienerSteuerträger
garkeinerTäuschunghingeben .Eswäreunernst ,hier voneinemblossenSchreck¬schusszu sprechen .Wirddie Vorlageder RegierungWirklichkeit ,scheiterndie Verhandlungentrotz der von Wienin einemsehr weitemMassebezeugtenOpferbereitschaftdannist es mitdiesenSteuerbegünstigungenSchluss ;dahermusste auch korrekter Weise ,da über das Schicksal der Abgabenteilung noch

keineKlarheitherrscht ,die Verlängerungder Ermäsigungenunterbleiben .Ge¬
gensätzevonWeltanschauungenundvonökonomischenMeinungentrennenuns ,
wie dies auch in der Budgetberatungschliesslich unvermeidbarzumAusdruck
gekommenist ,vonder Minderheit ,Sie ist aber dochein StückderVertretung1039
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Wiensder WienerSteuerträger .Unddaherrichte ich in dieser soernsten
Stundean die OppositiondenAppell,inder VerteidigungderLebensinteressen
WienszurMehrheitzustehen .Einesabersei zumSchlussenochin derdeut-¬
lichsten Formausgesprochen .Sollte sich wideralles ErwartenimNational¬
rat eine Mehrheitbilden ,die einer derartigen masslosenjederBeschrei¬
bungspottendenVerkürzungWiens ,für die das WortBeraubungnochvielzu
sanft ist ,zustimmt ,dannwerdenes diese Parteien sein ,die dieVerunawor-¬tung von der Wiener Bevölkerung ,vor den Wiener Steuerträgern wordentra
gen müssen .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

Beider Abstimmungwerden„BilanzundBedeckung"mitdem
AbänderungsantragBroczynerangenommen ,der AntragAngermayerabgeaehnt.
(BürgermeisterSeitzsprichtanlässlichderVerabschiedungdesstädtischen
Voranschlagesallen ,die an der BeratungundVerabschiedungdesVpran¬
schlagesmitgewirkthaben,seinenDankaus ,demSt .R .Breitner(Lebhafter
Beifall bei der Mehrhwit )der einzelnen Stadträtan ,demMagistrats -Direk¬r Stagie ste .dag .k d Sella t
tor ,demChefdesBudgerreferatesObermagistratsratDr .Neumayer,dem
RechnungsdirektorKnobloch ,denDirektorender städtischenUnternehmungen,
dem Kontrollamtsdirektor Müllner und ihrebn Mitarbeitern .Weiters den

Stenographen,derRathauskorrespondentundallenVertreternderPresse( Leb¬
hafter Beifall ) .

GR .Dr. Friedjungreferiert über den Antragbetreffenddie
KriegsopferbegräbnisstätteimWienerZentralfriedhof ,wonachmitWirksam¬
keit vom . Jänner1930die Bestimmungzu entfallen hat ,dass dieGemeinde
Wiendie gärtnerische AusschmückungundErhaltungder Anlagesowiedie
Kostender bei denennzelnenGräbernanzubringendenGedenktafelnübernimmt.
UeberdieseAngelegenheithateinsehreingehenderBriefwechselzwischen
dem Bund und der Gemeinde stattgefunden und die Streichung dises Bassus

wirdworgeschlagen ,umdenBestimmungender VerfassungsnovellevomJahre
1929zuentspreghen.

GR .Angermaxer( E . . )erinnert daran ,dass wi im vorigenJahr
auf denverwahrlostenZustandder Kriegsgräberhingewiesenhabe .Heuerhat ,
mainunwirklichdie KriegsgräberzueinercwürdigenGrabstötteumgestaltet.
Nunwirddas Geheimnisge lüftet ,warumdas geschehenist .DiefrühereMehr¬
heit desGemeinderateshat denBeschlussgefasst ,dasszurbleibendendank¬
barenErinnerunganndiefür dieEhreunddenRuhmunseresVaterlandsGefal¬
lenen die Gemeindeeine gemeinsameBegräbnisstätte widmetunddiegärtneri .
scheAusschmückungdar Anlageübernimmt .Dasist eine klare Widmungder
Gemeinde .Nunbestimmt die zweite Bundesverfassungsnovelle ,dass die Für¬
sorgefür Kriegsgräberhinsichtlichder GesetzgebungundVollziehungBun¬
dessacheist .Dasheisst ,dassder Bund ,soweitin derHoheitsverwaltung
Ausgabenfür die Kriegsgräbersich ergeben ,dieseAusgabenübernimmt,aber
nicht dort,woes sich umeine Widmungfür ewigeZeitenhandelt .Nunwolln
Sie diese Widmungkürzenunddiese Kürzungnochauf den1 .Jänner1930
rückwirkendmachen .Manversteht nun ,warumdie Kriegsgräberheuerorent¬
lich hergestellt wurden ,Weilsie die Auslagonhiefür nicht selbstbe- ¬
streiten wollen .SolangeSie die Kriegsgräberhergestellt haben ,waresein
SkandalundSie werdendiese Schandenicht aus der Weltschaffen . Wirmüssen
undgegendenhier eingehaltenenVorgangentschiedenstverwahren .(LebhafterBeifall und Händeklatschen bei denChristlichsozialen ) .

lolo
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In seinem Schlusswort verweist Der Refe nent Dr .Friedjung da¬

rauf ,dass der Bundan Niederösterreich für die Erhaltung derKriegsgräber
6000 Schilling und an Kärnten 41 . 000Schilling schon ausgezahlt hat .Nur
beim Land Wienhat es der Bundauf einen Kampfankommenlassen .( Wider¬
spruch bei der Minderheit - Rufsbei der Minderheit :Für die Gemeindewache
werfen Sie das Geld hinaus ! )Der Bund hat durch ein Verfassungsgesetz die
Zahlungspflichtübernommen( Rufebei der Minderheit :Die Rückwirkungist
eine Schweinerei ! - GR. Kunschak: Pfui Teufel ,Pfui Teufel ! )

DieVorlagewirdangenommen.( LebhafteandauerendePfuirufe
und grosser Lärmbei der Minderheit .DenSozialdemokraten wirdzugerufen :
Schämt Euch !

St . R.Weberbeantragt ,zur Deckungder Kostender von derGe¬
nossenschaft HeimhofübernommenenInventargegenstände imEinküchenhaus
in der Pilgerimgasse für das Jahr 1930 einen Kredit in der Höhevon
59 . 591Schilling zubewilligen .

GR .Huber( . . )erklärt ,dass für ein Einzelzimmerindiesem
Einküchenhaus tooo Schilling und für zwei Zimmer 2000 Schilling Ablöse ver¬
langt wurden .( Hört ! Hörtbei der Minderheit )Er stellt die Anfrage ,welche
Gegenstände eigentlich das Inventar umfasst ,für das jetzt ein Kredit bean¬
sprucht wird .

St . R .Weber erklärt ,dass es sich eigentlich um einen formellen
Zuschusskredit handelt .Das Inventar wurde vomWirtschaftsamt geschätzt ,
das auch den Betrag festgesetzt hat .Der Vertrag mit dem Heimhof war übri¬

gens schen im Juli im Gemeinderat ,und wennGemeinderat Huber einaufmerksa¬
merGemeinderatwäre ,müssteer informiert sein .( Lärmbei derMinderheit¬
GR ,Huber :Von Ihnen lasse ich meh nicht anflegeln ! )

Bürgermeister Seitz : Esist natürlich zulässig ,dass einRedner
im Laufe der Debatte irgendeine Handlung ,irgendeinen Akt oder irgendein
Worteines anderenRednersin parlamentarisherFormqualifiziert .Es ist abe
nicht zulässig ,dass der Redner eine Person qualifiziert .Ich bitte ,hier gen

zu unterschéfden .Dasist eine parlamentarischeRegel ,auf die ichaufmerksam
mache

St . R .Weber : Ich nehme die Rüge zur Kenntnis ! Esliegt kein Hin¬derhis vor ,in das Inventarverezeichnis Einsicht zu nehmen .
Die Vorlage wird angenommen .
Dåmit ist die Tagesordnung erledigt .
Bg .Seitz : Esist die letzte Sitzung dieses Jahres .Wennwirauf

dieses J hr zurückschauen ,müssenwir leider gestehen ,dass dieallgemeine
Notlage ünd die allgemeine traurige Wirtschaftslage uns auch in diesemJahr
mehr gequält häben ,als wir befürchtet haben ,und dass wir leider nochnich
abschen können ,wie es anders werden wird .Es war Pflicht unser aller ohne
Unterschie d der Partei nach unserer ökonomischenAuffassung und nachder
Art wie wir die Dinge betrachten ,dieger allgemeinen Wirtschaftsnot abzuhel¬
feb .Wenn wir nur an das Heer der Arbeitslosen denken ,so ist dieser Godanke
ein so furchtbarer und schrecklicher ,dass wir alle auch daraus die Kraft
schöpfen müssen ,alles zu tun,um dieser furchtbaren Not ein Ende zu machen ,
die ja nächt nur den Arbeitslosen sondern das ganze Wirtschaftsleben und
jeden einzelnen Bürger dieser Stadt in seiner Art quälen .Ich danke allen
Mitgliedern ,die mitgearbeitet haben ,in dieser Nit Herr zu werden ,für ihr

Arbeit . Eswürde mir öbliegen, - trotz aller Gegensätze der Parteien ,allen
Mitgliedern "ein fröhliches Neujahr zu wünschen ,aber das Wortstockt
fast .Wir können nur so sagen ,dass jeder das Empfinden hat : weithinaus über
das persönliche Schicksal geht unser aller Wunsch ,dass die Stadt Wien
und ihr Volk ein besseres Jahr erlebe, ,als das war ,welches wir in diesen

Tagen abschliessen .In diesem Geiste und in diesem Sinne wollen wir das
Jahr abschliessen undeinemneuenJahr entgegengehen ,dassvielleichtdoch bessere Ausblicke für die Zukunft uns erüffnet .

Schluss der Sitzung 22 Uhr30 .loll - . — . - -- —


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

